Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 957 (neu) 


Antrag 

der Abgeordneten Frau Dr. Probst, Maucher, Frau Kalinke, 
Tobaben und Fraktionen der CDU/CSU, DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung (Neuordnung) 
des Bundesversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- ! 
schlossen: 


Änderung von Vorschriften 
des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer des 
Krieges (Bundesversorgungsgesetz) in der Fassung 
vom 1. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 661) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 30 erhält folgende Fassung: 

„§ 30 

(1) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit ist 
nach der körperlichen Beeinträchtigung im all- 
gemeinen Erwerbsleben zu beurteilen, dabei 
sind seelische Begleiterscheinungen und Schmer- 
zen zu berücksichtigen. Die Minderung der Er- 
werbsfähigkeit ist höher zu bewerten, wenn 
der Beschädigte durch die Art der Schädigungs- 
folgen in seinem vor der Schädigung ausge- 
übten, begonnenen oder nachweislich ange- 
strebten Beruf besonders betroffen wird, es sei 
denn, daß zumutbare arbeits- und berufs- 
fördernde Maßnahmen im Sinne des § 26 einen 
Ausgleich bieten. Der Beschädigte ist besonders 
betroffen, wenn er 

a) infolge der Schädigung weder seinen 
bisher ausgeübten, begonnenen oder 


den nachweisbar angestrebten noch 
einen sozial gleichwertigen Beruf aus- 
üben kann; 

b) zwar seinen vor der Schädigung ausge- 
übten oder begonnenen Beruf weiter 
ausübt oder den nachweisbar ange- 
strebten Beruf erreicht hat, in diesem 
Beruf durch die Art der Schädigungs- 
folgen aber in einem wesentlich höhe- 
ren Grade als im allgemeinen Erwerbs- 
leben erwerbsgemindert ist; 

c) infolge der Schädigung nachweisbar 
am weiteren Aufstieg in seinem Beruf 
gehindert ist. 

Schwerbeschädigte, deren Minderung der Er- 
werbsfähigkeit mindestens 90 vom Hundert be- 
trägt, und die im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 
besonders betroffen sind, erhalten zur Grund- 
rente eine Zulage von 30 Deutsche Mark, wenn 
die Höherbewertung der Minderung der Er- 
werbsfähigkeit zur Abgeltung der besonderen 
beruflichen Betroffenheit nicht ausreicht oder 
nicht möglich ist. In besonderen Fällen ist die 
Zulage bis zu 60 Deutsche Mark zu erhöhen. 
Für erhebliche äußere Körperschäden können 
Mindesthundertsätze festgesetzt werden. 

(2) Bei jugendlichen Beschädigten (§ 34) ist 
die Minderung der Erwerbsfähigkeit nach dem 
Grade zu bemessen, der sich bei Erwachsenen 
mit gleicher Gesundheitsstörung ergibt." 
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2. § 31 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 31 

(1) Die Grundrente beträgt monatlich 

bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 

um 30 vom Hundert 35 Deutsche Mark, 

um 40 vom Hundert 44 Deutsche Mark, 

um 50 vom Hundert 62 Deutsche Mark, 

um 60 vom Hundert 80 Deutsche Mark, 

um 70 vom Hundert 100 Deutsche Mark, 

um 80 vom Hundert 150 Deutsche Mark, 

um 90 vom Hundert 180 Deutsche Mark, 

bei Erwerbs- 
unfähigkeit 200 Deutsche Mark. 

Die Grundrente erhöht sich für Schwerbeschä- 
digte, die das fünfundsechzigste Lebensjahr voll- 
endet haben, um 10 Deutsche Mark." 

3. § 32 erhält folgende Fassung: 

„§ 32 

(1) Schwerbeschädigte (§ 29 Abs. 2) erhalten 
eine Ausgleichsrente, wenn sie infolge ihres 
Gesundheitszustandes oder hohen Alters oder 
aus einem von ihnen nicht zu vertretenden 
sonstigen Grunde eine ihnen zumutbare Er- 
werbstätigkeit nicht oder nur in beschränktem 
Umfange oder nur mit überdurchschnittlichem 
Kräfteaufwand ausüben können und ihr Lebens- 
unterhalt nicht auf andere Weise sicher- 
gestellt ist. 

(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt monat- 
lich 

bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 

um 50 vom Hundert 100 Deutsche Mark, 

um 60 vom Hundert 100 Deutsche Mark, 

um 70 vom Hundert 120 Deutsche Mark, 

um 80 vom Hundert 150 Deutsche Mark, 

um 90 vom Hundert 180 Deutsche Mark, 

bei Erwerbs- 
unfähigkeit 200 Deutsche Mark. 

(3) Schwerbeschädigte, deren Netto-Einkom- 

men im Sinne des § 33 40 Deutsche Mark 
monatlich nicht übersteigt, erhalten zur vollen 
Ausgleichsrente einen Zuschlag in Höhe von 
20 Deutsche Mark monatlich. In besonderen 
Fällen ist der Zuschlag bis zu 50 Deutsche Mark 
zu erhöhen." 

4. § 33 erhält folgende Fassung; 

„§ 33 

(1) Die volle Ausgleichsrente ist um das anzu- 
rechnende Einkommen zu mindern. 

(2) Anzurechnen sind nach Abzug der absetz- 
baren Ausgaben (Netto-Einkommen) die Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne 
des § 19 Abs. 1 Nr. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes und die Einkünfte aus Land- und Forst- 
wirtschaft, Gewerbebetrieb und selbständiger 
Arbeit, soweit sie 100 Deutsche Mark und von 
dem darüber hinausgehenden Betrag fünf Zehn- 
tel übersteigen; von den übrigen Einkünften 


bleiben 25 vom Hundert außer Ansatz, minde- 
stens jedoch 50 Deutsche Mark. 

(3) Die Bundesregierung bestimmt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung, 

a) welche Einkünfte bei Feststellung der 
Ausgleichsrente unberücksichtigt blei- 
ben, 

b) wie das Netto-Einkommen zu ermit- 
teln ist. 

(4) Ist das sonstige Einkommen zahlenmäßig 
nicht feststellbar, erscheint aber der Lebens- 
unterhalt im Sinne des § 32 Abs. 1 nicht auf 
andere Weise sichergestellt, so ist die Aus- 
gleichsrente abweichend von Absatz 1 nach den 
Gesamtverhältnissen zu bemessen, 

(5) Empfänger einer Pflegezulage erhalten 
wenigstens die Hälfte der vollen Ausgleichs- 
rente, Empfänger einer Pflegezulage von min- 
destens 150 Deutsche Mark monatlich stets die 
volle Ausgleichsrente." 

5. Nach § 33 wird ein neuer § 33a eingefügt mit 
folgender Fassung: 

„§ 33a 

(1) Schwerbeschädigte (§ 29 Abs. 2) erhalten 
für jedes von ihnen unterhaltene Kind bis zur 
Vollendung des achtzehnten Lebensjahres, 
längstens jedoch bis zum Ablauf des Monats, 
in dem es sich verheiratet, eine Kinderzulage 
von 40 Deutsche Mark. Die Kinderzulage wird 
auch nach Vollendung des achtzehnten Lebens- 
jahres gewährt für ein unverheiratetes Kind, 
das 

a) sich in der Schul- oder Berufsausbil- 
dung befindet, längstens bis zur Voll- 
endung des fünfundzwanzigsten Le- 
bensjahres, 

b) bei Vollendung des achtzehnten Le- 
bensjahres infolge körperlicher oder 
geistiger Gebrechen außerstande ist, 
sich selbst zu unterhalten, solange die- 
ser Zustand dauert. 

Im Fall der Unterbrechung oder Verzögerung 
der Schul- oder Berufsausbildung durch Erfül- 
lung der gesetzlichen Wehr- oder Ersatzdienst- 
pflicht eines Kindes im Sinne des Satzes 2 Buch- 
stabe a ist die Kinderzulage auch für einen der 
Zeit dieses Dienstes entsprechenden Zeitraum 
über das fünfundzwanzigste Lebensjahr hinaus 
zu gewähren. 

(2) Als Kinder im Sinne des Absatzes 1 
gelten: 

1. eheliche Kinder, 

2. für ehelich erklärte Kinder, 

3. an Kindes Statt angenommene Kinder, 

4. Stiefkinder, 

5. Pflegekinder, wenn sie von dem Be- 
schädigten schon vor Anerkennung der 
Folgen der Schädigung unentgeltlich 
unterhalten worden sind, 
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6. uneheliche Kinder, wenn sie nicht spä- 
ter als 302 Tage nach Anerkennung der 
Folgen der Schäden geboren sind, un- 
eheliche Kinder eines männlichen Be- 
schädigten unter der weiteren Voraus- 
setzung, daß seine Vaterschaft glaub- 
haft gemacht ist. 

(3) Der Kinderzuschlag wird nicht gewährt, 
soweit für das Kind bereits ein Anspruch be- 
steht auf Kinderzuschüsse oder ähnliche Lei- 
stungen, die für das Kind gezahlt werden oder 
zu zahlen sind. 

(4) Absatz 3 gilt für Empfänger von Pflege- 
zulagen nur insoweit als nicht ein Anspruch be- 
steht auf 

a) Kinderzulage aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung oder Kinderzuschuß 
aus den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen, oder 

b) Kindergeld nach dem Kindergeldgesetz 
oder dem Dritten Abschnitt des Kinder- 
geldanpassungsgesetzes oder nach § 1 
Abs. 1 Nr. 1 des Kindergeldergän- 
zungsgesetzes.“ 

6. § 34a wird ersatzlos gestrichen. 

7. § 40 erhält folgende Fassung: 

„§ 40 

Die Grundrente der Witwe beträgt 85 Deut- 
sche Mark. 9 * 11 

8. § 41 Abs. 3, 4 und 5 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die volle Ausgleichsrente der Witwe be- 
trägt 120 Deutsche Mark. 

(4) Die volle Ausgleichsrente ist um das anzu- 
rechnende Einkommen zu mindern. § 33 gilt ent- 
sprechend mit der Maßgabe, daß von den übri- 
gen Einkünften im Sinne des Absatzes 2 letzter 
Halbsatz 25 vom Hundert, mindestens jedoch 
40 Deutsche Mark außer Ansatz bleiben. 

(5) Witwen, deren Netto-Einkommen im Sinne 
des § 33 30 Deutsche Mark nicht übersteigt, er- 
halten zur vollen Ausgleichsrente einen Zu- 
schlag in Höhe von 15 Deutsche Mark. In be- 
sonderen Fällen ist der Zuschlag bis zu 
45 Deutsche Mark zu erhöhen." 

Absatz 6 wird gestrichen. 

9. § 41a erhält folgende Fassung: 

„§ 41a 

Empfänger von Witwen- (Witwer-) rente oder 
Witwenbeihilfe, die drei oder mehr Kinder im 
Sinne des § 2 Abs. 1 des Kindergeldgesetzes 
haben, welche Waisenrente oder Waisenbeihilfe 
nach diesem Gesetz beziehen oder bis zur 
Altersgrenze oder bis zur Verheiratung be- 
zogen haben, erhalten für das dritte und jedes 
weitere Kind ein Kindergeld von monatlich 
40 Deutsche Mark. § 33a gilt entsprechend." 


10. § 46 erhält folgende Fassung: 

„§ 46 

Die Grundrente beträgt bei Waisen, deren 
Vater oder Mutter noch lebt, 30 Deutsche Mark, 
bei Waisen, deren Vater und Mutter nicht mehr 
leben, 60 Deutsche Mark monatlich." 

11. § 47 erhält folgende Fassung: 

„§ 47 

(1) Ausgleichsrente wird Waisen gewährt, 
deren Lebensunterhalt nicht auf andere Weise 
sichergestellt ist. 

(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt monat- 
lich 

bei Waisen, deren Vater oder Mutter 
noch lebt 60 Deutsche Mark, 

bei Waisen, deren Vater und Mutter 
nicht mehr leben, 90 Deutsche Mark. 

(3) Die volle Ausgleichsrente ist um das anzu- 
rechnende Einkommen zu mindern. 

(4) Anzurechnen sind nach Abzug der absetz- 
baren Ausgaben (Netto-Einkünfte) die Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne 
des § 19 Abs. 1 Nr. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes und aus Land- und Forstwirtschaft, Ge- 
werbebetrieb und selbständiger Arbeit zur 
Hälfte; von den übrigen Einkünften bleiben 
10 vom Hundert außer Ansatz." 

12. § 48 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ist ein Beschädigter, der bis zum Tode die 
Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähig- 
keit von mindestens 90 vom Hundert oder 
Pflegezulage bezogen hat, nicht an den Folgen 
einer Schädigung gestorben, so werden der 
Witwe und den Waisen (§ 45) Witwen- und 
Waisenbeihilfe gewährt." 

13. § 51 erhält folgende Fassung: 

.§ 51 

(1) Die volle Elternrente beträgt monatlich 
bei einem Elternpaar 150 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil 100 Deutsche Mark. 

(2) Die volle Elternrente ist um das anzu- 
rechnende Einkommen zu mindern, soweit sie 
folgende Monatsbeträge nicht übersteigt: 

bei einem Elternpaar 190 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil 130 Deutsche Mark. 

(3) Sind mehrere Kinder an den Folgen einer 
Schädigung gestorben, so erhöhen sich die 
Elternrenten (Absatz 1) und die Einkommens- 
grenzen (Absatz 2) für jedes weitere Kind 

bei einem Elternpaar um 20 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil um 15 Deutsche Mark. 

Die Erhöhung wird auch gewährt für Kinder, 
die 

a) verschollen sind, 

b) infolge einer im Gewahrsam erlittenen 
Schädigung im Sinne des Häftlings- 
hilfegesetzes gestorben sind, sofern 
Ausschließungsgründe nicht vorliegen, 
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c) infolge einer Wehrdienstbeschädigung 
im Sinne des Soldatenversorgungsge- 
setzes gestorben sind. 

(4) Ist das einzige oder das letzte Kind oder 
sind alle Kinder an den Folgen einer Schädi- 
gung gestorben, so erhöhen sich, wenn es 
günstiger ist, die Elternrenten (Absatz 1) und 
die Einkommensgrenzen (Absatz 2) 

bei einem Elternpaar um 50 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil um 35 Deutsche Mark. 
Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Anzurechnen sind nach Abzug der absetz- 
baren Ausgaben die Einkünfte (Netto-Einkom- 
men) aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne 
des § 19 Abs. 1 Nr. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes und die Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbstän- 
diger Arbeit. § 33 Abs. 3 findet Anwendung. 
Von freiwilligen Leistungen, die mit Rücksicht 
auf ein früheres Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
oder eine frühere selbständige Berufstätigkeit 
oder als zusätzliche Versorgungsleistung einer 
berufsständischen Organisation laufend ge- 
währt werden, bleiben 

bei einem Elternpaar 20 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil 15 Deutsche Mark 


außer Ansatz. Das gleiche gilt bei Einkünften 
aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 19 
Abs. 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes 
und bei Einkommen aus der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und Angestellten und nach 
dem Gesetz über eine Altershilfe für Land- 
wirte. 

(6) Elternrenten werden auf volle Deutsche 
Mark aufgerundet. Ergeben sich Renten von 
weniger als 5 Deutschen Mark, so werden sie 
auf diesen Betrag erhöht. 

(7) Die Elternbeihilfe darf zwei Drittel der 
Elternrente nicht übersteigen.“ 

14. §§ 56 bis einschließlich 59 werden ersatzlos 
gestrichen. 


15. In § 72 Abs. 1 wird die Zahl „50“ durch die Zahl 
„30“ ersetzt. 


Artikel 2 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am 1. Juni 1960 in Kraft. 


Bonn, den 20. Oktober 1959 


Frau Dr. Probst 
Maucher 

Dr. Krone und Fraktion 
Frau Kalinke 
Tobaben 

Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 
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